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Links oder linksradikal?
Die KPD zwischen Novemberrevolution und Kapp-Putsch

von n Erhard Korn

Nach der Niederschlagung der Januar-  
und Märzunruhen, der Räterepubliken  
in Bremen und München endete die 
»zweite Phase« der Novemberrevolu-
tion 1919. Viele Mitglieder der KPD 
wurden ermordet, verhaftet oder ohne 
Verfahren monatelang in Schutzhaft ge-
nommen. 

Mitte 1919 setzte eine »dritte Phase« 
ein, die ihre Ursachen in einer zuneh-
menden Enttäuschung über die Ergeb-
nisse der Revolution, die Ausschaltung 
der Räte, die ausbleibende Sozialisie-
rung und die schlechte Ernährungssitu-
ation hatte. Die Unzufriedenheit entlud 
sich in Streiks im Bergbau und Massen-
demonstrationen gegen das Betriebs-
rätegesetz, das die Betriebsräte auf die 
»Unterstützung der Betriebsleitung« 
und die »Verhinderung von Erschütte-
rungen« festlegte. Die Großdemonstra-
tion der USPD vor dem Reichstag wurde 
am 13.1.1920 von der Reichswehr zu-
sammengeschossen, 42 Todesopfer und 
viele Verletzte waren zu beklagen.

Im Herbst 1919 reiste der junge Stutt-
garter Spartakist Jakob Walcher nach 
Heidelberg zum 2. Parteitag der am 
Jahresbeginn gegründeten Kommu-
nistischen Partei. Die Ermordung ihrer 
wichtigsten Führer Rosa Luxemburg, 
Karl Liebknecht und Leo Jogiches war 
einer »Enthauptung« der Partei gleich-
gekommen, der ein schrecklicher Wirr-
warr folgte, in dem »niemand mehr 
wusste, wer Koch und wer Kellner ist« 
(Stock/Walcher 1998: 54).

Angelegt war der Wirrwarr allerdings 
schon beim Gründungsparteitag, den 
Walcher zusammen mit Wilhelm  
Pieck geleitet hatte, im Grunde ein Ver-
einigungskongress von linksradikalen 
Gruppen der »Internationalen Kom-
munisten« und des Spartakusbundes. 
Während Fritz Heckert dafür plädiert 
hatte, »die gewerkschaftlichen Arbei-
ter in der politischen Bewegung zu er-
fassen«, sprachen sich die meisten Dis-
kussionsteilnehmer für einen Austritt 
aus. Syndikalistische Vorstellungen ziel-

ten auf eine Ablehnung von Tarifverträ-
gen und für direkte Kämpfe von Beleg-
schaften. Paul Frölich, der als einziger 
Vertreter der linksradikalen IKD (Inter-
nationale Kommunisten Deutschlands) 
in die Zentrale gewählt wurde, forderte 
»Heraus aus den Gewerkschaften!« und 
die Gründung politisch-sozialer Ein-
heitsorganisationen. Rosa Luxemburg 
lehnte zwar die Einheitsorganisation 
ab, glaubte aber, Gewerkschaften durch 
ein System von Betriebsräten ersetzen 
zu können (Weber 1993: 163). Entspre-
chend disparat agierten die regionalen 
Gruppen.

Kontroversen in der  
Gewerkschaftsfrage 

Dieser Zustand sollte durch den »Hei-
delberger Parteitag« beendet werden, 
der mit ca. 100 Teilnehmer*innen vom 
20.-24. Oktober 1919 illegal und als 
»wandernder Kongress« in Heidelberg, 
Mannheim, Dilsberg und auf der Wa-
chenburg bei Weinheim an der Berg-
straße tagte – einem Ausflugslokal. Ihre 
»spartakistische Aufmachung«, wie 
Hornbrillen, sollten die Delegierten zu 
Hause lassen, um nicht aufzufallen. 

Karl Radek, der Abgesandte der Bol-
schewiki in Deutschland, hatte aus dem 
Gefängnis einen Brief geschrieben, der 
zum Auftakt des 2. Parteitags verlesen 
wurde. Radek kritisierte darin massiv 
die Beschlüsse des Gründungsparteitags 
der KPD, Wahlen zu boykottieren und 
vor allem den Versuch der Parteilinken, 
wie im Ruhr-Bergbau die Gründung ei-
gener Gewerkschaften, der »Arbeiter-
unionen«, zu unterstützen.  

Von solchen syndikalistischen Ideen 
waren 1919 »weite Teile der Partei« 
und der vom sozialfriedlichen Kurs der 
Gewerkschaftsvorstände enttäusch-
ten radikaleren Arbeiter erfasst (Frölich 
2013: 209). Angesichts eines unge-
heuren Wachstums der Gewerkschaf-
ten von 1,5 Mio. Ende 1918 auf über 7 
Mio. Ende 1919 lag darin aber die Ge-
fahr einer weiteren Isolierung der Kom-
munisten von der großen Mehrheit der 
Klasse. Walcher plädierte für eine Ge-
werkschaftspolitik, die über die Begren-
zung auf reine Lohnfragen hinausgeht, 
»politische Neutralität« aufgibt und den 
Massenstreik als politisches Kampfmit-
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tel einsetzt. Dazu dürfe man aber nicht 
austreten, sondern müsse »den Kampf 
um die Massen« in den Gewerkschaften 
führen (KPD 1919: 56). Die Modernisie-
rungsimpulse hin zu dem Prinzip »ein 
Betrieb – eine Gewerkschaft« wurden 
allerdings von ihm so wenig erkannt wie 
von den noch stark berufsständisch or-
ganisierten Gewerkschaften.

Die vom Gründungsparteitag be-
schlossene Ablehnung der Beteiligung 
an Wahlen und Gewerkschaftsarbeit 
wurde korrigiert, die Machtergreifung 
durch Minderheiten ebenso abgelehnt 
wie Sabotageaktionen. Nach der An-
nahme der Leitsätze musste die Min-
derheit den Parteitag verlassen, am 
Folgetag wurde ihr in Mannheim das 
Betreten des Saals verweigert. Aller-
dings stieß dieses rigorose Vorgehen des 
Parteivorsitzenden Paul Levi viele vor 
den Kopf, die durchaus zu Kompromis-
sen bereit waren. Es sei Levis Schuld, 
viele radikale Arbeiter in das Lager der 
KAPD (Kommunistischen Arbeiterpar-
tei Deutschlands) getrieben zu haben 
(Blois/Wilde 2007: 37).

Zentralismus und Föderalismus

»Reinigung« überschrieb Paul Levi ei-
nen Kommentar über die Vorgänge in 
der »Internationale« und verwende-
te einen Begriff, der 15 Jahre später in 
den Moskauer Prozessen einen blutigen 
Beiklang bekommen sollte. Paul Levi, 
bis zu ihrer Ermordung enger Mitarbei-
ter Luxemburgs und eher widerwillig in 
die Rolle des faktischen Parteivorsitzen-
den geraten, wollte die regionalen Grup-
pierungen zu einer einheitlich agieren-
den Partei vereinigen, hatten doch die 
regionalen Strukturen (etwa in den Rä-
terepubliken) weitgehend autonom und 
auch unkoordiniert agiert und so ihre 
Niederwerfung erleichtert.

Die Ablehnung zentralistischer Struk-
turen durch die linksradikale Minder-
heit speiste sich aus den Erfahrungen 
mit dem Vorstand der SPD, der wäh-
rend des Krieges oppositionelle Mit-
glieder oder ganze Ortsverbände rigo-
ros ausgegrenzt hatte. So hatte Johann 
Knief, der Führer der Bremer Linksradi-
kalen, dem Spartakus-Organisator Leo 
Jogiches schon 1918 vorgeworfen, den 
Spartakusbund zu einer »Führerpar-

tei« machen zu wollen und »den Föde-
ralismus« zum »einzig richtigen Orga-
nisationsprinzip für eine revolutionäre 
Partei« erklärt (Frölich 2013: 166). Aus-
gerechnet der mit Jogiches aufs herz-
lichste verfeindete Radek musste dann 
Knief von der Notwendigkeit einer Eini-
gung überzeugen, während Jogiches von 
den föderalistischen Linksradikalen eine 
bolschewistische Unterwanderung be-
fürchtete. 

Nicht ohne Berechtigung war aus 
heutiger Sicht allerdings der Hinweis 
der »Linksradikalen«, dass angesichts 
der sozialen und politischen Zerklüftung 
eine »Diktatur des Proletariats« Gefahr 
laufe, nicht Klassendiktatur zu sein im 
Sinne einer »Diktatur von unten nach 
oben«, sondern Herrschaft einer Strö-
mung über die gesamte Partei.

Parlamentarismus und Räte

Die Arbeiter- und Soldatenräte waren 
die zentralen Akteure der Novemberre-
volution gewesen, für Linkssozialisten 
und Kommunisten sollten sie die Basis 
der angestrebten sozialistischen Gesell-
schaft bilden – als Form direkter und 
sozialer Demokratie. Mit der Unterstüt-
zung allgemeiner Wahlen zu einer ver-
fassungsgebenden Nationalversamm-
lung durch den Reichsrätekongress 
stellte sich allerdings die Frage nach der 
Position der KPD zur Wahlfrage.

Frölich beschreibt in seinen Erinne-
rungen selbstkritisch die aus radikalen 
Stimmungslagen sich ergebende Selbst-
überschätzung lokaler und oft junger 
Akteure in den revolutionären Zentren, 
für die die »Nationalversammlung nicht 
ein lebendiges politisches Faktum« dar-
stellte, das in »Millionen Köpfen leben-
dig war«, sondern eine angesichts der 
erwarteten Revolutionsdynamik völlig 
bedeutungslose »Schwatzbude« (ebd.: 
165). Daher votierten fast drei Viertel 
der Delegierten des Gründungspartei-
tags gegen die Wahlbeteiligung und die 
entsprechende Empfehlung der »Zent-
rale«.

Walchers Weggefährte Fritz Rück, 
der erste Vorsitzende des Stuttgarter Ar-
beiterrats, hatte noch im Dezember 1918 
geglaubt, die »Kerenski-Periode«, also 
die Zeit einer parlamentarischen Regie-
rung vor der Machtübernahme durch 

die Räte, werde in Deutschland »auf we-
nige Tage« zusammenschrumpfen. Da-
bei begrenzte sich die Machtbasis dieser 
radikalen Arbeiterräte auf die lokalen 
Großbetriebe und endete spätestens an 
den Stadtgrenzen. Die meisten Arbeiter-
räte, meist erfahrene sozialdemokrati-
sche und gewerkschaftliche Vertrauens-
leute, votierten für die Einberufung der 
Nationalversammlung, hatten sie doch 
Jahrzehnte für ein allgemeines und glei-
ches Wahlrecht gekämpft. Nicht zu-
fällig begründete Rosa Luxemburg die 
Teilnahme am Parlamentarismus mit 
der Aufgabe, »die Massen zu schulen«. 
Statt der platten Parole »Maschinenge-
wehr oder Parlamentarismus« forderte 
sie beim Gründungskongress einen »et-
was verfeinerten Radikalismus«, der auf 
die geistige Revolutionierung zielt und 
dafür auch das Instrument des Wäh-
lens nutzt, um von der Minderheit zur 
herrschenden Macht zu werden, von in-
nen heraus diejenigen »aus dem Tem-
pel zu weisen«, die darin nichts verloren 
haben (Weber 1993: 101ff.). Nur wenige 
dürften gewusst haben, dass hier auch 
Warnungen mitklingen, die sie in der im 
Herbst 1918 geschriebenen und von Levi 
1922 nach seinem Parteiausschluss pu-
blizierten Arbeit »Zur russischen Revo-
lution« formuliert hatte: dass es gelte, 
die Ungleichheit und Unfreiheit »unter 
der süßen Schale« der bürgerlichen De-
mokratie zu enthüllen – nicht um diese 
zu verwerfen, sondern um die Arbeiter-
klasse dazu anzustacheln, sich nicht mit 
der Schale zu begnügen, »sondern sie 
mit neuem sozialen Inhalt zu füllen«. 
Die KPD korrigierte in Heidelberg zwar 
ihre ablehnende Haltung zur Wahlbetei-
ligung, keineswegs aber zum allgemei-
nen und gleichen Wahlrecht.

In seiner Nachbetrachtung zum Hei-
delberger Parteitag beschrieb August 
Thalheimer am 1. November in der »In-
ternationale«, dass die deutsche radi-
kale Linke »wie gebannt auf das Vorbild 
des russischen Proletariats, das in kur-
zen acht Monaten die politische Macht 
eroberte« starrte und fälschlich glaubte, 
dies sei das Muster auch für die Um-
wälzung im Westen (Thalheimer 1919: 

Erhard Korn ist Vorsitzender des Vorstands 
der Rosa-Luxemburg-Stiftung in Baden-Würt-
temberg.
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Partei Deutschlands [Spartakusbund]) 
bedeutete der Karlsruher Parteitag 
den Beginn einer Konsolidierung auf 
niedrigem Niveau, zumal ihre Zeitungen 
kurzzeitig wieder erscheinen durften. 

Dies bewahrte die Partei aber nicht 
vor grotesken Fehleinschätzungen. 
Gerade drei Wochen vor dem Kapp-
Putsch, dessen Inspirator Ludendorff 
war, bis 1918 der faktische Leiter der 
Obersten Heeresleitung, wurde die 
junge Weimarer Republik charakteri-
siert als »unumschränkte Militärherr-
schaft« der »Ludendorffer«, »verhüllt 
durch eine parlamentarisch-demokra-
tische Scheinregierung«. Beschworen 
wurde die Erwartung, der Kapitalismus 
befinde sich in seiner finalen Krise und 
werde »international nicht in der Lage 
sein, sich wieder aufzurichten«, so Clara 
Zetkin (KPD 1920: 71). 

Die Berichte und Diskussionen zeig-
ten allerdings einen desolaten Zustand 
bei Mitgliedschaft (»schlechtes Men-
schenmaterial«), Organisation und Fi-
nanzen (»Bankrott«). Besonders düster 
stand es um die Beteiligung von Frauen, 
die in der Kriegszeit noch aktiver Teil 
der Opposition gewesen waren. Vermut-
lich hatte der Aufruf zum Wahlboykott 
bei Frauen, die ja im Januar 1919 zum 
ersten Mal wählen durften und in den 
alternativen Räten kaum vertreten wa-
ren, wenig mobilisierend gewirkt. Nun 
musste von der KPD beklagt werden, 
dass bei den Bezirkskonferenzen »nicht 
eine einzige Frau da war«. 

»Wir haben überhaupt noch keine 
Partei«, urteilte Heinrich Brandler. 
Und was man in Rheinland-Westfa-
len habe, sei schlimmer, als wenn man 
nichts habe (KPD 1920: 18, 26, 51). 
Propagiert wurde von ihm Kleinarbeit 
in den Gewerkschaften. Zur Diskus-
sion auf dem 3. Parteitag kam es aller-
dings nicht mehr: die Delegierten wur-
den verhaftet und mit der Straßenbahn 
nach Karlsruhe ins Polizeipräsidium 
transportiert.

Parallel erfolgte von Hamburg aus 
ein Sammlungsprozess der Ausgeschlos-
senen, der im April 1920 in die Grün-
dung der »Kommunistischen Arbei-
terpartei Deutschlands« mit anfangs 
ca. 38.000 Mitgliedern mündete (Bock 
1969: 225). Dieses Projekt wurde je-
doch von Beginn an destabilisiert durch 

interne Konflikte und geriet in Verruf 
durch die völkisch-nationalbolschewis-
tischen Konzepte, mit denen die Ham-
burger Meinungsführer Laufenberg 
und Wolffheim eine »Querfront« zwi-
schen Roter Armee und rechter Reichs-
wehr gegen den Versailler Vertrag schaf-
fen und den Krieg fortsetzen wollten 
(Frölich 2013: 219).

Der Kapp-Putsch und die KPD

Dass sich der Kurs der KPD noch nicht 
wirklich geklärt hatte, zeigte sich beim 
Kapp-Putsch (13.3.20). Die vom Vertrag 
von Versailles geforderte Auflösung von 
Freikorps und Reichswehrverbänden 
war der Hintergrund für den Einmarsch 
der Marinebrigade Ehrhardt in Berlin, 
die unter dem Befehl des Generals Lütt-
witz und unterstützt von Ludendorff 
den deutschnationalen Wolfgang Kapp 
zum Reichskanzler ausrief.

Ganz im Ton der Hamburger Links-
radikalen, die kurz vorher erklärt hatte, 
sie würden mit Freuden zusehen, wenn 
sich Ludendorff und Scheidemann (der 
erste SPD-Ministerpräsident) gegen-
seitig ins Gesicht schlagen, riet die Par-
teiführung zunächst von Aktionen ab: 
»Das Proletariat wird keinen Finger 
rühren für die demokratische Repub-
lik«, verkündete die KPD am 13. März 
und war somit auch nicht in der zentra-
len Streikleitung vertreten. Die Arbei-
terklasse sei »nicht aktionsfähig«, hieß 
es in einer weiteren Fehleinschätzung 
der Lage. Zwölf Millionen hatten sich 
am 15.3. bereits dem von den Gewerk-
schaften ausgerufenen Generalstreik an-
geschlossen, der den Putsch nach vier 
Tagen zusammenbrechen ließ. Nun un-
terstützte auch die KPD den General-
streik und rief zur Neuwahl von Arbei-
terräten auf. 

Die Führung des ADGB unternahm 
in dieser Situation eine Initiative zur 
Bildung einer Arbeiterregierung »von 
den christlichen Gewerkschaften bis 
zur USPD« mit dem Ziel der Entwaff-
nung der Konterrevolution und der Be-
waffnung der Arbeiter. Bei Verhand-
lungen der Streikleitung am 21.3. sagte 
Jacob Walcher für die KPD ja zur Ar-
beiterregierung, Pieck aus prinzipiellen 
Gründen nein, sicherte aber eine »lo-
yale Opposition« zu (Rosenberg 1981: 
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287). Die Nachahmung des sowjeti-
schen Wegs, damals durchaus noch we-
gen der Gefahr der »Selbsttäuschung« 
diskutiert, sollte jedoch zum Charakte-
ristikum der kommunistischen Parteien 
werden. 

Desolater Zustand 

Die Anerkennung der »Leitsätze über 
kommunistische Grundsätze und Tak-
tik« war vom Heidelberger Parteitag 
als Voraussetzung für eine Mitglied-
schaft fixiert worden. Es folgte eine län-
gere Diskussionsphase, nach der die 
Leitsätze vom Karlsruher Parteitag 
(25./26.2.1920) neben dem Parteipro-
gramm zum »Grundgesetz der Partei« 
erklärt wurden, dessen Anerkennung 
Voraussetzung einer Parteimitglied-
schaft sei (KPD 1920: 7). Die Bezirke, 
die den Leitsätzen in ihren Konferen-
zen nicht zugestimmt hatten, wur-
den ausgeschlossen. Die KPD verlor 
etwa die Hälfte ihrer 100.000 Mitglie-
der. In Berlin verblieben von 12.000 nur 
etwa 800 bei der Partei (Frölich 2013: 
217). Für die KPD (S) (Kommunistische 
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151). Schließlich verweigerte sich auch 
die USPD. 

Levi betonte zwar in der Roten Fahne 
(26.3.), dass in diesem Augenblick nicht 
die Räterepublik das Ziel sein könne; 
die Arbeiterregierung sei der »wirk-
liche Ausdruck des derzeitigen Wol-
lens und der derzeitigen Kräfteverhält-
nisse des Proletariats«, konnte sich aber 
nicht durchsetzen. Die Zusage einer »lo-
yalen Opposition« wurde wenige Tage 
später vom Zentralausschuss der KPD 
zurückgenommen, die hier mehrfach 
in ihren Entscheidungen schwankte 
(Flechtheim 1969: 149). Levi sprach am 
16.3.1919 in einem Brief aus der Schutz-
haft, wo er bis zum 25. März festgehal-
ten wurde, von einem moralischen und 
politischen Bankrott. Er sah eine große 
Chance vertan, die »Konsolidierung als 
Klasse«, den Einfluss der Arbeiterklasse 
und der Arbeiterräte auszubauen – und 
damit auch die Republik zu stabilisie-
ren durch Schritte der Demokratisie-
rung und der Entwaffnung der Konter-
revolution. Die Arbeiter hofften »nicht 
auf meine Wiederkehr der alten Koaliti-
onsregierung, sondern wünschten eine 
Neugestaltung der Politik, die den so-
zialistischen Kräften der Arbeiterbewe-
gung entscheidenden Einfluss ermögli-
chen sollte.« (Neuschl 1983: 283) Doch 
in allen Arbeiterparteien waren dieje-
nigen zu schwach, die dies gewagt hät-
ten – auch das gegenseitige Misstrauen 
konnte nicht überwunden werden. 

Die den Gewerkschaften von der Re-
gierung gemachten Zusagen auf Um-
gestaltung der Reichswehr und einen 
Verzicht auf ein Vorgehen gegen die Ar-
beiterwehren wurden nicht umgesetzt. 
Kaum war der Putsch beendet, mar-
schierten die Offiziere, die sich gerade 
geweigert hatten, die Republik zu schüt-
zen, in Mitteldeutschland und im Ruhr-
gebiet ein, um die Arbeiter niederzuwer-
fen. Ossietzky schrieb am 1.April: »Die 
Soldateska, die von Lüttwitz zu Seeckt 
hinübergewechselt hat, wirtschaftet un-
gestört weiter. Übergriffe schlimmster 
Art sind an der Tagesordnung. Arbei-
ter, die zur Verteidigung der Republik 
die Waffen erhoben haben, werden von 
Seeckts ›republikanischen Truppen‹ vor 
Standgerichte geschleppt.« 

Die Enttäuschung über die SPD 
drückte sich bei den Reichstagswah-

len im Juni 1920 in einer Halbierung ih-
rer Stimmen aus; die USPD blieb mit 
fünf Millionen Stimmen nur wenig hin-
ter der SPD, verbesserte sich von 7,6% 
auf 18% und wuchs zur Massenpartei 
mit fast 900.000 Mitgliedern. Die KPD 
erreichte mit ihren damals 78.000 Mit-
gliedern nur 2% und wurde erst durch 
den Zusammenschluss mit dem linken 
Flügel der USPD im Oktober 1920 zur 
Massenpartei.

Tragödie

Nach Abreise der vor den Putschisten 
nach Stuttgart geflüchteten Reichsre-
gierung schickte der Württembergische 
Staatspräsident Wilhelm Blos (SPD), 
früheres Mitglied in Marx’ Kommunis-
tenbund und nun glühender Anhän-
ger Noskes, Reichswehrverbände nach 
Rheinland-Westfalen. Blos sah dort ei-
nen von »russischen Agenten« sorg-
fältig vorbereiteten kommunistischen 
Aufstand (Blos 1922: 142f.). Dabei war 
auf dem kommunistischen Parteitag in 
Karlsruhe gerade beklagt worden, dass 
die Partei dort praktisch nicht existent 
war (KPD 1920: 16). Rechte Parteiführer 
wie Blos und Noske interpretierten den 
Gang der Ereignisse nach dem Schema 
der Oktoberrevolution, fürchteten die 
alleinige Machtübernahme der Kommu-
nisten (Noske 1946: 163, 166). Ebenso 
glaubten viele Kommunisten, nach dem 
Vorbild der Bolschewiki und den Ab-
folgen der russischen Revolution agie-
ren zu können. Kompromisse mit dem 
bürgerlichen Staat und bürgerlichen 
Parteien wurden vom 3. Parteitag zum 
menschewistischen Weg ins Lager der 
Konterrevolution erklärt (KPD 1920: 5).

Die Realitäten gerieten beiden Sei-
ten aus dem Blick. Die Arbeiterklasse 
konnte ihre Stärke nur im gemeinsamen 
Agieren entfalten, weshalb sich auch das 
Handeln an dem hätte ausrichten müs-
sen, was diese Klasse gemeinsam zu be-
wirken bereit war. Levi nannte das da-
mals »Konsolidierung als Klasse«. Auch 
Angestellte, Beamte und Kleinbürger-
tum hätten sich, auch mit den Mittel-
parteien DDP und Zentrum – wenigs-
tens in relevanten Teilen – nur durch 
ein solches gemeinsames Agieren auf ei-
nen demokratisch-sozialistischen Weg 
und damit eine Konsolidierung der Re-

publik eingelassen (Rosenberg 1981: 
74). Die Sozialisierung der Schwerin-
dustrie und des Bergbaus wurde hier 
durchaus unterstützt.

Die Chance für eine solche Poli-
tik war zumindest unmittelbar nach 
dem Kapp-Putsch gegeben. Natürlich 
bleibt fraglich, ob sie erfolgreich gewe-
sen wäre. Noske sprach von Gewerk-
schaftsdiktatur (Noske 1946: 164) und 
berief sich auf Reichswehrgeneräle; aber 
er musste den Hut nehmen und die SPD 
rechnete auf ihrer Reichskonferenz im 
Mai scharf mit seiner Politik ab. Clara 
Zetkin wiederum, nicht frei von chilias-
tischen Anwandlungen, sprach von Rä-
chern, die aus dem Blut der Gemorde-
ten entstehen. Dass die Arbeiterparteien 
und Gewerkschaften einen gemeinsa-
men Nenner nicht finden konnten, ge-
riet schließlich zur Tragödie. 
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